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D r i t t e r  A b s c h n i t t  
Wahlrecht und Wählbarkeit .

§12

Wahlrecht
(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Ar­

tikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahltage
1. das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,
2. seit mindestens drei Monaten im Geltungsbereich dieses 

Gesetzes eine Wohnung innehaben oder sich sonst ge­
wöhnlich aufhalten,

3. nicht nach § 13 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.
(2) Wahlberechtigt sind bei Vorliegen der sonstigen Vor­

aussetzungen auch diejenigen Deutschen im Sinne des Arti­
kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahltage
1. als Beamte, Soldaten, Angestellte und Arbeiter im öffent­

lichen Dienst auf Anordnung ihres Dienstherrn außer­
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes leben, sowie 
die Angehörigen ihres Hausstandes,

2. in den Gebieten der übrigen Mitgliedstaaten des Europa­
rates leben, sofern sie nach dem 23. Mai 1949 und vor 
ihrem Fortzug mindestens drei Monate ununterbrochen 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Wohnung inne­
gehabt oder sich sonst gewöhnlich aufgehalten haben,

3. • in anderen Gebieten außerhalb des Geltungsbereichs
dieses Gesetzes leben, sofern sie vor ihrem Fortzug min­
destens drei Monate ununterbrochen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eine Wohnung innegehabt oder sich sonst 
gewöhnlich aufgehalten haben und seit dem Fortzug aus 
diesem Geltungsbereich nicht mehr als zehn Jahre ver­
strichen sind. Entsprechendes gilt für Seeleute auf Schif­
fen, die nicht die Bundesflagge führen, sowie die Ange­
hörigen ihres Hausstandes.

Bei Rückkehr eines nach Satz 1 Wahlberechtigten in den Gel­
tungsbereich dieses Gesetzes gilt die Dreimonatsfrist des Ab­
satzes 1 Nr. 2 nicht.

(3) Wohnung im Sinne dieses Gesetzes ist jeder umschlos­
sene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen benutzt wird. 
Wohnwagen und Wohnschiffe sind jedoch nur dann als Woh­
nungen anzusehen, wenn sie nicht oder nur gelegentlich fort­
bewegt werden.

(4) Sofern sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes keine 
Wohnung innehaben oder‘innegehabt haben, gilt als Woh­
nung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 oder des Absatzes 2 Nr. 2 
und 3
1. für Seeleute sowie für die Angehörigen ihres Hausstandes 

das von ihnen bezogene Schiff, wenn dieses nach dem 
Flaggenrechtsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 9514-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 10. Mai 1978 (BGBl. I S. 613), die Bundesflagge zu 
führen berechtigt ist,

2. für Binnenschiffer sowie für die Angehörigen ihres Haus­
standes das von ihnen bezogene Schiff, wenn dieses in 
einem Schiffsregister im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eingetragen ist,

3. für im Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheitsentzie­
hung befindliche Personen sowie für andere Unterge­
brachte die Anstalt oder die entsprechende Einrichtung.

(5) Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Absatz 1 
Nr. 2 und Absatz 2 Nr. 2 und 3 ist der Tag der Wohnungs­
oder Aufenthaltsnahme in die Frist einzubeziehen.

Ausschluß vom Wahlrecht
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, __

1. wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
2. wer entmündigt ist oder wegen geistigen Gebrechens 

unter Pflegschaft steht, sofern er nicht durch eine Be­

scheinigung des Vormundschaftsgerichts nachweist, daß 
die Pflegschaft auf Grund seiner Einwilligung angeord­
net ist,

3. wer sich auf Grund einer Anordnung nach § 63 in Verbin­
dung mit § 20 des Strafgesetzbuches in einem psychiatri­
schen Krankenhaus befindet.

§ 14
Ausübung des Wahlrechts

(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis einge­
tragen ist oder einen Wahlschein hat.

(2) Wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in 
dem Wahlbezirk wählen, in dessen Wählerverzeichnis er 
geführt wird.

(3) Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl des Wahl­
kreises, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk 
dieses Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl 
teilnehmen.

(4) Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben. >

§15
Wählbarkeit

(1) Wählbar ist, wer am Wahltage
1. seit mindestens einem Jahr Deutscher im Sinne des Arti­

kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist und
2. das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat.
(2) Nicht wählbar ist,

1. wer nach § 13 vom Wahlrecht ausgeschlossen ist,
2. wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fä­

higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt 
oder

3. wer, ohne die deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen, 
Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grund­
gesetzes ist und diese Rechtsstellung durch Ausschlagung 
der deutschen Staatsangehörigkeit nach dem Gesetz zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 22. Fe­
bruar 1955 (BGBl. I S. 65) erlangt hat.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  
Vorbereitung der Wahl

§ 16 
Wahltag

Der Bundespräsident bestimmt den Tag der Hauptwahl 
(Wahltag). Wahltag muß ein Sonntag oder gesetzlicher Feier­
tag sein.

§ 17
Wählerverzeichnis und Wahlschein

(1) Die Gemeindebehörden führen für jeden Wahlbezirk 
ein Verzeichnis der Wahlberechtigten. Das Wählerverzeich­
nis ist an den Werktagen vom zwanzigsten bis zum sechzehn­
ten Tag vor der Wahl öffentlich auszulegen.

(2) Ein Wahlberechtigter, der verhindert ist, in dem Wahl­
bezirk zu wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetra­
gen ist, oder der aus einem von ihm nicht zu vertretenden 
Grunde in das Wählerverzeichnis nicht aufgenommen worden 
ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein.

§18
Wahlvorschlagsrecht, Beteiligungsanzeige

(1) Wahlvorschläge können von Parteien und .nach Maß­
gabe des § 20 von Wahlberechtigten eingereicht'werden.


